
Hinweis: Dieser Prüfungspunkt gehört eigentlich an den Anfang der Prüfung. Allerdings werden die
Ausführungen dann sehr kopflastig, da bei der Anwendbarkeitsfrage bereits umfassend das Bestehen
des Kaufvertrages und die vorsätzliche Pflichtverletzung erörtert werden müssten. Daher bietet sich der
nachgestellte Prüfungsort hier ausnahmsweise an.

VI. Ergebnis
K hat gegen V einen Anspruch auf Zahlung von 30 EUR gemäß §§ 280 I, 241 II, 311 II Nr. 2
BGB.

D. GESAMTERGEBNIS
K kann von V Zahlung von 30 EUR verlangen. Dies kann er einerseits auf den Schadens-
ersatzanspruch statt der Leistung (§§ 280 I, III, 281, 437 Nr. 3 BGB) und andererseits auf die
Verletzung einer vorvertraglichen Aufklärungspflicht (§§ 280 I, 241 II, 311 II Nr. 2 BGB)
stützen. Er kann den Betrag insgesamt allerdings nur einmal verlangen.
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& SACHVERHALT
Der eine Selbstbedienungstankstelle betreibende T bittet Rechtsanwalt R, zu folgenden Pro-
blemfällen ein Rechtsgutachten zu erstellen:

Aufgabe 1
Für seine Geschäfte nutzt T das Internet inklusive der von der deutschen Firma G betriebe-
nen Suchmaschine „www.gsearch.de“. Im Laufe der Weiterentwicklung der Software hat G
eine Autocomplete-Funktion in ihre Suchmaschine integriert, mit deren Hilfe dem Internet-
nutzer während der Eingabe seiner Suchbegriffe variierend mit der Reihenfolge der einge-
gebenen Buchstaben in einem sich daraufhin öffnenden Fenster automatisch verschiedene
Suchvorschläge („predictions“) in Form von Wortkombinationen angezeigt werden. Die im
Rahmen dieser Suchergänzungsfunktion angezeigten Worte werden auf der Basis eines Algo-
rithmus ermittelt, der unter anderem einbezieht, dass vorherige Nutzer sie in Kombination
mit dem konkreten Suchbegriff zur Recherche eingegeben haben. Als T seinen Namen
eingibt, stellt er fest, dass bei den sich öffnenden Vorschlägen hinter seinem Namen – wohl
wegen der hohen Benzinpreise – das Wort „Betrüger“ auftaucht.

T, der sich niemals an einem Preiskartell beteiligt hat, der wegen Betrugs weder vorbestraft ist noch
einen solchen unbestraft begangen hat, will – nachdem er von G erfolglos die Löschung verlangt hat –
wissen, ob er einen Anspruch auf Unterlassung dieses Suchergänzungsvorschlags hat.

Aufgabe 2
Kunde K, der aus seinem 80 l-Tank nur 4 l herausgefahren hatte, tankte bei T Dieselkraftstoff
wegen eines kurzzeitigen Preissturzes (Literpreis von 1,289 EUR) zum Preis von 5,16 EUR.
An der Zapfsäule war im Gegensatz zu nahezu allen Tanksäulen im Bundesgebiet kein
Hinweis auf einen Eigentumsvorbehalt angebracht. K bezahlte an der Kasse einen Schokorie-
gel, zwei Eis, eine Schachtel Zigaretten, einen Sixpack Bier und zwei Vignetten zu einem
Gesamtpreis von 107,30 EUR. Angesichts der Vielzahl der bezahlten Positionen und des
geringen Betrags, der auf den Sprit entfiel, lässt sich nicht mehr ermitteln, ob K das Benzin
wissentlich nicht bezahlte oder dies einfach nur vergaß. In der Folge schaltete T ein Detektiv-
büro zur Ermittlung des dafür verantwortlichen Tankkunden ein, das hierfür neben anderen
Tätigkeiten, die sich zeitmäßig auf 3 Stunden beliefen, mehrere Stunden Videoanalyse mit

* Der Autor ist Richter am Landgericht Ravensburg, Referendararbeitsgemeinschaftsleiter und war als Praktiker an die Universität
Konstanz abgeordnet. Die Klausur wurde im Wintersemester 2014/2015 in leicht abgewandelter Form mit einem Notendurch-
schnitt von 5,29 Punkten gestellt.
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modernster Technik betreiben musste. Hierfür sind T Kosten in Höhe von 137 EUR ent-
standen. Nach seiner Ermittlung bezahlte K die fehlenden Spritkosten, nicht aber die Detek-
tivkosten.

T will wissen, ob er einen Anspruch auf diese hat.

Aufgabe 3
T hat auch Ärger mit dem Kraftstofflieferanten L. Bei diesem kaufte er 2.000.000 l Biodiesel zu
einem Preis von 66 EUR pro 100 l. Die Lieferungen sollten in gleichen Teilmengen jeweils zum
Ersten desMonats im ZeitraumApril bis August 2013 erfolgen. In denMonaten April undMai
2013 lieferte L insgesamt 800.000 l Biodiesel an T. Mit Schreiben vom 4.6.2013 teilte L dem T
mit, dass seine Lieferantin in Insolvenz gefallen sei, die Lieferungen an ihn eingestellt habe und
dass es ihm nur noch möglich sei, Biodiesel im Spot-Geschäft zu Tagespreisen einzukaufen. Zu
einer weiteren Belieferung des T sei er vor diesem Hintergrund nicht bereit. T deckte sich
daraufhin, jeweils einen Tag nach der vereinbarten Fälligkeit, mit Diesellieferungen unter-
schiedlicher Lieferanten ein, erstmals für Juni 2013 nach Erhalt des Schreibens des T. Da sich
die Biodieselpreise gegenüber dem vereinbarten Kaufpreis erhöht hatten, musste T für diese
Lieferungen 475.000 EUR mehr bezahlen. In einem Vorprozess im November 2013 wurde L
verurteilt, an T die noch ausstehenden 1.200.000 l Biodiesel Zug um Zug gegen Zahlung des
Restkaufpreises zu liefern. L hatte daraufhin die Lieferungen wieder aufgenommen.

T will wissen, ob er darüber hinaus den Mehrpreis von 475.000 EUR von L verlangen kann.

& LÖSUNG

ZU AUFGABE 1)

Hinweis: Handelt es sich – wie im Originalfall (BGH NJW 2013, 2348) – um eine „ausländische
Suchmaschine“ bestimmt sich die Anwendbarkeit deutschen Rechts wegen Art. 1 II lit. g der Rom-II-VO
nach Art. 40 I EGBGB. Nach dessen S. 2 kann der Geschädigte verlangen, dass deutsches Recht zur
Anwendung kommt. Über § 32 ZPO ergibt sich auch eine Zuständigkeit deutscher Gerichte, weil mit der
örtlichen auch die internationale Zuständigkeit geregelt wird. Zu fordern ist im Fall eines „Internetde-
likts“ ein deutlicher Bezug zum Inland, der über die bloße Abrufbarkeit der Seite in Deutschland hinaus-
geht.

A. QUASINEGATORISCHER UNTERLASSUNGSANSPRUCH AUS §§ 823 I, 1004 I 2 BGB
ANALOG IVM ART. 1, 2 GG

I. Anwendbarkeit der Anspruchsgrundlage
§ 1004 I BGB gewährt einen negatorischen Unterlassungsanspruch nur für Eigentumsbeein-
trächtigungen, nicht aber für die anderen absolut geschützten Rechte und Rechtsgüter.
Nachdem diese nicht gewollte Lücke über eine Anwendung von § 823 I BGB nicht geschlos-
sen werden kann, weil diese Norm lediglich Schadensersatz für bereits eingetretene Beein-
trächtigungen gewährt, ist sie durch eine analoge Anwendung des § 1004 BGB auf alle
deliktisch geschützten Rechtsgüter (und damit auch das Allgemeine Persönlichkeitsrecht)
unter dem Stichwort „quasinegatorischer Unterlassungsanspruch“ zu schließen.

II. Rechtswidrige Beeinträchtigung des Allgemeinen Persönlichkeitsrechts

1. Ermittlung des Aussagegehalts
Um überprüfen zu können, ob eine rechtswidrige Beeinträchtigung des Allgemeinen Persön-
lichkeitsrechts vorliegt, muss der Aussagegehalt der Verknüpfung des vollständigen Namens
mit dem Begriff „Betrug“ ermittelt werden.
Man könnte daran denken, dem Begriff „Betrug“ eine inhaltliche Aussagekraft abzuspre-

chen, weil damit ein vielfältiges und unspezifisches Bedeutungsspektrum verbunden ist. Aber
selbst wenn man davon ausgeht, dass von einem durchschnittlichen Internetnutzer unter
„Betrug“ nicht die Verwirklichung eines rechtlich präzise bestimmten Straftatbestands ver-
standen wird, verbindet dieser mit dem Begriff des Betrugs zumindest ein sittlich vorwerf-
bares Übervorteilen eines anderen und verleiht ihm damit einen hinreichend konkreten
Aussagegehalt (BGHNJW 2013, 2348).
Des Weiteren dürfte G nicht nur über die Äußerungen von Dritten berichtet, sondern

müsste eine eigene Äußerung aufgestellt haben. Letzteres ist der Fall, wenn sich der Äußernde
den Inhalt einer fremden Äußerung dadurch zu eigen macht, dass die fremde Äußerung so in
den eigenen Gedankengang eingefügt wird, dass die gesamte Äußerung als eigene erscheint.

Begründung der Analogie zu
§ 1004 BGB

Betrugsverständnis als sittlich
vorwerfbares Übervorteilen

Zueigenmachen fremder
Aussagen
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